
Voraussetzungen für eine steuerbegünstigte Veräußerung einer 
freiberuflichen Praxis 
 
| Eine tarif- bzw. steuerbegünstigte Veräußerung einer freiberuflichen Praxis setzt u. a. 
voraus, dass der Steuerpflichtige die wesentlichen vermögensmäßigen Grundlagen seiner 
bisherigen Tätigkeit entgeltlich und definitiv auf einen anderen überträgt. Hierzu muss der 
Veräußerer seine freiberufliche Tätigkeit in dem bisherigen örtlichen Wirkungskreis 
wenigstens für eine gewisse Zeit einstellen. Wann eine „definitive“ Übertragung der 
wesentlichen Betriebsgrundlagen vorliegt, hängt jeweils von den Umständen des Einzelfalls ab. 
Eine starre zeitliche Grenze, nach der die Tätigkeit steuerunschädlich wieder aufgenommen 
werden kann, besteht nicht. Dementsprechend ist nach einem aktuellen Beschluss des 
Bundesfinanzhofs auch keine „Wartezeit“ von mindestens drei Jahren einzuhalten. | 
 
Neben der Dauer der Einstellung der freiberuflichen Tätigkeit sind insbesondere zu 
berücksichtigen:  
 

 die räumliche Entfernung einer wieder aufgenommenen Berufstätigkeit zur veräußerten 
Praxis, 

 

 die Vergleichbarkeit der Betätigungen, 
 

 die Art und Struktur der Mandate sowie 
 

 die Nutzungsdauer des erworbenen Praxiswerts.  
 
Je nach den Umständen des Einzelfalls kann ein Zeitraum, der zwischen der Veräußerung der 
Praxis und der Wiederaufnahme der selbstständigen Tätigkeit liegen muss, von etwa zwei bis 
drei Jahren ausreichend sein. 
 
Es ist grundsätzlich unschädlich, wenn der Veräußerer als Arbeitnehmer oder als freier 
Mitarbeiter im Auftrag und für Rechnung des Erwerbers tätig wird. Auch eine geringfügige 
Fortführung der bisherigen freiberuflichen Tätigkeit ist zulässig. Denn der Bundesfinanzhof hat 
bereits 1991 entschieden, dass die Fortführung einer freiberuflichen Tätigkeit in geringem 
Umfang unschädlich ist, wenn die darauf entfallenden Umsätze in den letzten drei Jahren 
weniger als 10 % der gesamten Einnahmen ausmachten. 
 

Merke | Eine geringfügige Tätigkeit des Veräußerers ist nach Meinung des Bundesfinanzhofs 
auch dann nicht zu beanstanden, wenn sie die Betreuung neuer Mandate umfasst.  
 
Das Bundesfinanzministerium hat hier allerdings eine andere Sichtweise: Die Hinzugewinnung 
neuer Mandate/Patienten innerhalb der „gewissen Zeit“ nach der Betriebsaufgabe ist – auch ohne 
Überschreiten der 10 %-Grenze – in jedem Fall schädlich, da eine Betriebsaufgabe dann 
tatsächlich nicht stattgefunden hat. 
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